
Wir als VKF Renzel sind ein internationales Unternehmen der Verkaufsförderungsbranche, das sich den täglich 
neuen Anforderungen der globalisierten Märkte stellt. Die Menschen- und Umweltrechte sind von besonderer 
Bedeutung für uns. Mit unserem bestehenden Risikomanagementsystem kontrollieren wir die Einhaltung derer 
regelmäßig. Im Hinblick auf das Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von 
Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten möchten wir Sie als unseren Geschäftspartner bitten, die folgen-
den Punkte sorgfältig zu lesen.
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Richtlinie zur Sicherung der Lieferkettensorgfaltspflicht

Menschenrechte

1. Kinderarbeit
Kinderarbeit ist gemäß den Bestimmungen der ILO-Konvention verboten und jegliche Form der Ausbeutung 
von Kindern ist untersagt. Insbesondere die Altersgrenzen für die verschiedenen Formen der Beschäftigung 
gemäß ILO-Konvention Nr. 138 und die Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit gemäß ILO-
Konvention Nr. 182 sind einzuhalten. 

2. Zwangsarbeit, Disziplinarmaßnahmen und Sklaverei
Jede Form von Zwangsarbeit, Disziplinarmaßnahmen oder Sklaverei ist verboten. Jede Arbeit muss freiwillig 
stattfinden und die Beschäftigten müssen jederzeit das Beschäftigungsverhältnis oder die Arbeit beenden 
können. 

3. Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz
Es sind klare Regeln und Verfahren für die Gewährleistung von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz auf-
gestellt, deren Befolgung regelmäßig überprüft wird. Praktiken und Bedingungen am Arbeitsplatz, die gegen 
die grundlegenden Menschenrechte verstoßen, sind verboten.

4. Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen
Das Grundrecht der Beschäftigten, auf Vereinigungsfreiheit, auf Mitgliedschaft in Betriebsräten oder auf Bil-
dung oder Beitritt von Gewerkschaften unter den vor Ort geltenden Gesetzen ist zu achten. Mitarbeiter, welche 
Mitglieder in Gewerkschaften oder Arbeitnehmervertretungen sind, dürfen keine Nach- oder Vorteile dadurch 
erhalten. Das Recht auf Kollektivverhandlungen und das Streikrecht sind ebenfalls zu gewähren.

5. Diskriminierung
Jegliche Diskriminierung während der Beschäftigung aufgrund von Geschlecht, Alter, Religion, sozialem Hin-
tergrund, Behinderung, ethnischer oder nationaler Herkunft, Nationalität, Mitgliedschaft in Arbeitnehmer-
organisationen einschließlich Gewerkschaften, politischer Anschauung, sexueller Neigung, Weltanschauung 
oder anderen persönlichen Eigenschaften ist untersagt.

6. Löhne
Die Löhne entsprechen den gesetzlichen Mindestlöhnen bzw. Industriestandards bzw. übersteigen diese. Es 
werden keine illegalen oder unerlaubten Lohnabzüge vorgenommen. In Fällen, in denen die gesetzlichen Min-
destlöhne oder industriellen Mindeststandards die Kosten für den Lebensunterhalt nicht decken und kein 
zusätzliches frei verfügbares Einkommen belassen wird, wird den Mitarbeitern eine angemessene Vergütung, 
die diese Grundbedürfnisse abdeckt, gezahlt.
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Umweltrechte

7. Gefährliche Abfälle
Verfahren und Standards für die Abfallbewirtschaftung, den Umgang mit Chemikalien und anderen gefährlichen 
Abfällen sowie deren Entsorgung entsprechen den gesetzlichen Mindestanforderungen oder übertreffen diese.
Die Ausfuhr und Einfuhr gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle entgegen des Basler Übereinkommens über 
die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung ist verboten.

8. Stoffverbote und Konfliktmineralien
Wir garantieren, dass unsere Produkte den nationalen und EU-Richtlinien, Verordnungen und Gesetzen, z.B. 
RoHS, REACH, Minamata-Übereinkommen, Stockholmer-Übereinkommen usw. entsprechend frei von verbote-
nen Schadstoffen sind. Bezüglich der Konfliktmineralien halten wir uns an den OECD-Leitfaden für die Er-
füllung der Sorgfaltspflicht zur Förderung verantwortungsvoller Lieferketten für Minerale aus Konflikt- und 
Hochrisikogebieten.

9. Veränderung der Lebensbedingungen
Die Herbeiführung einer schädlichen Bodenveränderung, Gewässerverunreinigung, Luftverunreinigung, 
schädlichen Lärmemissionen oder eines übermäßigen Wasserverbrauchs, der die natürlichen Grundlagen zum 
Erhalt und der Produktion von Nahrung erheblich beeinträchtigt, einer Person den Zugang zu einwandfreiem 
Trinkwasser verwehrt, einer Person den Zugang zu Sanitäranlagen erschwert oder zerstört oder die Gesundheit 
einer Person schädigt, ist verboten.

10. Zwangsräumung
Die widerrechtliche Zwangsräumung und das Verbot des widerrechtlichen Entzugs von Land, Wäldern und Ge-
wässern bei dem Erwerb, der Bebauung oder anderweitigen Nutzung von Land, Wäldern und Gewässern, deren 
Nutzung die Lebensgrundlage einer Person sichert, sind verboten.

11. Private oder öffentliche Sicherheitskräfte
Die Nutzung oder Beauftragung privater oder öffentlicher Sicherheitskräfte zum Schutz des unternehmeri-
schen Projekts ist verboten, wenn aufgrund mangelnder Unterweisung oder Kontrolle seitens des Unterneh-
mens bei dem Einsatz der Sicherheitskräfte die Vereinigungsfreiheit beeinträchtigt wird oder das Verbot von 
Zwangsarbeit, Kinderarbeit, Sklaverei oder Disziplinarmaßnahmen missachtet wird. 


